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Im Bereich von Gewerbemiet- und 
Pachtverträgen treten in der Praxis häu-
fig Streitigkeiten mit zum Teil erhebli-
chen wirtschaftlichen Folgen auf, wenn 
sich bauliche oder technische Brand-
schutzmängel an dem Miet-/Pachtobjekt 
zeigen oder nachträglich neue behördli-
che Brandschutzanforderungen gestellt 
werden. Besonders relevant wird diese 
Thematik bei Sonderbauten wie Hoch-
häusern oder Hotelanlagen, an die bau-
ordnungsrechtlich erhöhte Brandschutz-
anforderungen gestellt werden. 
Vertragliche Regelungen zum rechtssi-
cheren Umgang mit auftretenden Brand-
schutzmängeln im Einzelfall finden sich 
in den langfristigen Verträgen meist 
nicht. 

Baulicher, technischer und 
organisatorischer Brandschutz 
Brandschutzmängel mit Streitpotential tre-
ten in der Praxis überwiegend im Bereich 
des baulichen und des technischen Brand-
schutzes auf. 

Der bauliche Brandschutz betrifft zum 
Beispiel die bauliche Ausführung der Ret-
tungswege, die Einhaltung von Brandab-
schnitten sowie die Feuerwiderstandsdauer 
von Bauteilen. Hier können kostenintensive 
Anforderungen an die brandschutztechni-
sche Abschottung von wand- und decken-
durchdringenden Versorgungsleitungen zur 
Verhinderung von Verrauchungen und Feu-
erüberschlägen in andere Bereiche des Ge-
bäudes gestellt werden. Oft werden auch 
verschärfte Anforderungen an die Entfluch-
tung in Form von weiteren Rettungswegen 
durch außenliegende Treppenräume ver-
langt. 

Der technische Brandschutz umfasst alle 
technischen Anlagen und Einrichtungen zur 
Verhinderung des Brandfalls. Dies betrifft 
beispielsweise die Brandmeldeanlage, Si-
cherheitsbeleuchtungsanlagen sowie Rauch- 
und Wärmeabzugsanlagen. 

Der organisatorische Brandschutz mit 
Themenbereichen wie der Ernennung eines 
Brandschutzbeauftragten, die Erstellung ei-
ner Brandschutzordnung für das Gebäude, 
die Ausbildung und Unterweisung der Be-

legschaft zum Verhalten beim Brandfall be-
trifft regelmäßig unmittelbar den Hotelbe-
trieb und spielt daher in der anwaltlichen 
Praxis eine untergeordnete Rolle.

Gesetzliche und vertragliche 
Verantwortlichkeiten 
Gemäß § 535 Abs. 1 Satz 2 BGB hat der 
Vermieter die Mietsache dem Mieter in ei-
nem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeig-
neten Zustand zu überlassen und sie wäh-
rend der Mietzeit in diesem Zustand zu 
erhalten. Die Pflicht des Vermieters bein-
haltet, dass die vertraglich vereinbarte Nut-
zung des Gebäudes nach den öffentlich-
rechtlichen Vorschriften genehmigt ist. 
Behördliche Beschränkungen des Ge-
brauchs der Mietsache stellen einen Sach-
mangel dar, wenn sie auf der Beschaffenheit 
des Mietobjekts beruhen. Die gesetzliche 
Wertung verpflichtet damit den Eigentümer, 
das Objekt im Einklang mit brandschutz-
technischen Anforderungen zu übergeben, 
die Räume während der Dauer des Mietver-
trages in dem vertragsgemäßen Zustand zu 
erhalten und nachträgliche behördliche und 
gesetzliche Anforderungen betreffend den 
baulichen und technischen Brandschutz zu 
erfüllen.

Abweichend von der gesetzlichen Aus-
gangslage finden sich in Gewerbemietver-
trägen häufig sogenannte „Dach und Fach“-
Klauseln, mit denen der Vermieter seine 
Verantwortlichkeit für die Instandhaltung 
und Instandsetzung auf den – oft nicht hin-
reichend bestimmten – Bereich von „Dach 
und Fach“ beschränkt. Hiervon umfasst 
sind regelmäßig das Dach und die bauliche 
Konstruktion, einschließlich der Außenfas-
sade, der tragenden Wände sowie der darin 
integrierten Leitungsführung. 

Auch bei Vereinbarung einer solchen 
„Dach und Fach“-Klausel fallen Mängel 
des baulichen Brandschutzes sowie hierzu 
nachträglich erlassene behördliche/gesetzli-
che Auflagen regelmäßig in den Verantwor-
tungsbereich des Vermieters. Die Rettungs-
wegführung und die Durchdringung von 
Leitungsführungen sind Bestandteil der 
konstruktiven Gebäudestruktur. Aber auch 
Aspekte des grundlegenden technischen 
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Brandschutzes sind hiernach regelmäßig 
nicht auf den Mieter oder Pächter übertra-
gen. Inhalt und Umfang der technischen 
Gebäudeausrüstung liegen der Baugeneh-
migung zugrunde. Zwar wird die Wartung 
der technischen Anlagen regelmäßig auf 
den Mieter übertragen. Dies kann die 
Pflicht zum Abschluss von Wartungsverträ-
gen und die Durchführung wiederkehrender 
Prüfungen beinhalten. Ohne ausdrückliche 
Vereinbarung umfassen Wartungsklauseln 
jedoch keine Instandsetzungsverpflichtung 
bei auftretenden Mängeln. Je nach Einzel-
fall kann die Frage der juristischen Verant-
wortlichkeit nicht ohne eine fachspezifische 
technische Unterstützung beantwortet wer-
den. 

Eventuelle Mängel des organisatorischen 
Brandschutzes obliegen hingegen üblicher-
weise dem Mieter. Die Einhaltung der be-
trieblichen Brandschutzanforderungen liegt 
außerhalb der Risikosphäre des Vermieters. 

Handlungsmöglichkeiten des 
Mieters/Betreibers 
Als problematisch erweist sich erfahrungs-
gemäß die Konstellation, dass während der 
Vertragslaufzeit Brandschutzmängel be-
kannt werden oder nachträglich von der Be-
hörde neue Brandschutzmaßnahmen ver-
langt werden. Die Vertragsparteien sind hier 
unabhängig von kontroversen Auseinander-
setzungen zum jeweiligen Verantwortungs-
bereich zum Handeln verpflichtet. Brand-
schutztechnische Themen dulden in der 
Regel kein Zuwarten. Die Vertragsparteien 
sollten daher idealerweise gemeinsam unter 
Hinzuziehung von Brandschutzsachverstän-
digen und technischen Beratern in Abstim-
mung mit der Behörde Sofortmaßnahmen 
zur Verbesserung des Brandschutzes einlei-
ten. Die rechtliche Auseinandersetzung zu 
den wirtschaftlichen Folgen kann auch im 
Nachhinein geführt werden. 

Nicht selten jedoch wird ein solcher An-
satz nicht verfolgt. Hier mögen unterschied-
liche rechtliche Standpunkte eine Rolle 
spielen wie auch die Tatsache, dass neue 
brandschutztechnische Anforderungen in 
der Regel einen Eingriff in die Grundstruk-
tur des Gebäudes mit einem hohen Kosten-
aufwand darstellen. Ergibt die rechtliche 
Prüfung, dass die festgestellten Brand-
schutzmängel in den Verantwortungsbereich 
des Vermieters fallen und kommt dieser sei-
ner Verantwortlichkeit nicht nach, stehen 
dem Mieter/Betreiber folgende Handlungs-
möglichkeiten zur Verfügung:

•	 Nach den gesetzlichen Regelungen ge-
mäß § 536 a Abs. 2 BGB ist der Mieter 
berechtigt, die festgestellten Brand-
schutzmängel im Wege einer Ersatzvor-
nahme zu beseitigen, wenn der Vermie-
ter mit der Beseitigung in Verzug ist 
oder die umgehende Beseitigung des 
Mangels zur Erhaltung oder Wiederher-
stellung des Bestandes der Mietsache 
notwendig ist. Für die Ersatzvornahme 
kann der Mieter einen Kostenvorschuss 
verlangen.

•	 Daneben kommt nach den Regelungen 
in § 536 Abs. 1 Satz 1 und 2 BGB eine 
angemessene Mietminderung in Be-
tracht. An dieser Stelle vertreten jedoch 
Rechtsprechung und Schrifttum die un-
terschiedlichsten Auffassungen. Im Ein-
zelfall ist darüber zu entschieden, wann, 
unter welchen Voraussetzungen und in 
welcher Höhe eine Minderung gerecht-
fertigt ist. Nach der einschlägigen Recht-
sprechung kommt in der Regel eine 
Mietminderung gemäß § 536 Abs. 1 
Satz 2 BGB bei einer konkreten Be-
triebsbeeinträchtigung oder dem drohen-
den Einschreiten der Behörde in Be-
tracht.

•	 Bei Bekanntwerden von Brandschutz-
mängeln kann in gravierenden Fällen 
auch die Frage einer Gefahr für die Ge-
sundheit der Hotelgäste, Mitarbeiter und 
sonstigen Nutzern des Gebäudes im 
Raum stehen. Hier empfiehlt es sich zu-
nächst die Gefahrenlage in Abstimmung 
mit der Behörde begutachten zu lassen. 
Wird eine konkrete Gefahrenlage festge-
stellt, kommt nach den gesetzlichen Re-
gelungen eine außerordentliche fristlose 
Kündigung wegen Gesundheitsgefähr-
dung gemäß § 569 Abs. 1 BGB in Be-
tracht.

•	 Die Umsetzung der behördlich oder ge-
setzlich festgestellten Brandschutzanfor-
derungen kann zu umfangreichen Sanie-
rungsarbeiten führen. Hier kann es in 
Ausnahmefällen zu schwerwiegenden 
Eingriffen in den laufenden Hotelbetrieb 
kommen. Die Mietvertragsvorschriften 
sehen in § 543 Abs. 2 Nr. 1 BGB einen 
wichtigen Kündigungsgrund vor, wenn 
dem Mieter der vertragsgemäße Ge-
brauch der Mietsache ganz oder zum 
Teil nicht rechtzeitig gewährt oder wie-
der entzogen wird. Hier ist im Einzelfall 
zu prüfen, ob ein zur außerordentlichen 
Kündigung berechtigender Gebrauchs-
entzug vorliegt. Der BGH hat in einem 

jüngeren Urteil das außerordentliche 
Kündigungsrecht des Mieters wegen des 
bevorstehenden Entzugs der Mietsache 
bei umfassenden Sanierungsmaßnahmen 
noch vor Beginn der Baumaßnahmen be-
jaht. Die Nichtbenutzbarkeit der 
Mieträume wäre im zugrunde liegenden 
Fall für die angesetzte Dauer der Bau-
maßnahmen von neun Monaten aufgeho-
ben gewesen.

Die Praxis zeigt, dass die üblichen ver-
traglichen Regelungen zur Verteilung der 
Verantwortlichkeiten den Vertragsparteien 
oft kein geeignetes Instrumentarium zum 
rechtssicheren Umgang bei auftretenden 
Brandschutzmängeln an die Hand geben. 
Im Hinblick auf die verschärfte Sicherheits-
relevanz als auch die wirtschaftliche Bedeu-
tung von Brandschutzmängeln empfiehlt 
sich eine Vertragsgestaltung, die den Brand-
schutz bei der Verteilung der Instandhal-
tungs- und Instandsetzungsverpflichtungen 
klar fokussiert. �  ◾
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▪	 Nach der gesetzlichen Wertung ob-
liegt die Verantwortlichkeit für die 
Beseitigung baulicher oder grund
legender technischer Brandschutz-
mängel dem Vermieter.

▪	 Auch bei der Verwendung von „Dach 
und Fach“-Klauseln werden bauliche 
und grundlegende technische Brand-
schutzmängel regelmäßig in den 
Verantwortungsbereich des Vermie-
ters fallen. Organisatorische Brand-
schutzmängel obliegen hiernach re-
gelmäßig dem Mieter. 

▪	 Bei gravierenden Brandschutzmän-
geln steht dem Mieter nach dem Ge-
setz das Recht auf Ersatzvornahme 
samt Kostenvorschuss, ein Minde-
rungsrecht und ein außerordentli-
ches Kündigungsrecht wegen Ge-
sundheitsgefährdung und/oder 
Gebrauchsentzug der Mietsache zu. 

▪	 Es empfiehlt sich, schon bei der Ver-
tragsgestaltung die Verantwortlich-
keiten für den Brandschutz zu be-
rücksichtigen und klar abzugrenzen. 

Kernaussagen
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